
einen neuen Weltkrieg vorbereiten können. Die Außenpolitik der Bonner 
Regierung ist auf die Einbeziehung Westdeutschlands in einen Krieg ge
gen das demokratische Deutschland, die Sowjetunion und die Länder der 
Volksdemokratie gerichtet.

Demgegenüber können wir, gestützt auf unsere bisherigen Erfolge, 
die Aufgaben der Außenpolitik unserer Deutschen Demokratischen Re
publik folgendermaßen zusammenfassen:

1. Kampf für den Frieden, für das Verbot der Atomwaffe und für 
die Erklärung der Regierung zu Kriegsverbrechern, die als erste die 
Atomwaffe anwendet. Unversöhnlicher und aktiver Kampf gegen die 
Kriegsbrandstifter in Deutsdiland. Als Verbrechen am deutschen Volke 
erklären wir alle Verpflichtungen und Abkommen, die auf die Einbezie
hung Deutschlands in einen neuen Krieg und in aggressive Kriegsblocks — 
einschließlich des Europarats, des Nordatlantikpaktes und des Schuman- 
plans — gerichtet sind. Keine dieser Verpflichtungen und keines dieser 
Abkommen wird von uns jemals als rechtskräftig anerkannt werden.

Wir bekennen uns zur vollen und unbegrenzten Unterstützung der 
Kräfte in der ganzen Welt, die für den Frieden, die Gleichberechtigung 
und Freundschaft zwischen den Völkern eintreten.

2. Kampf für den sdinellsten Abschluß eines gerechten Friedensver
trages mit Deutschland und darauffolgenden Abzug aller Besatzungs
truppen aus Deutschland.

3. Wiederherstellung der politischen und wirtschaftlidien Einheit 
Deutschlands auf demokratischen und friedlichen Grundlagen.

4. Enge und unzerstörbare Freundschaft Deutschlands mit der großen 
Sowjetunion, dem Bollwerk des Friedens und der Demokratie in der 
ganzen Welt. Allseitige Entwicklung unserer wirtschaftlichen und kul
turellen Beziehungen zur Sowjetunion.

5. Freundschaft mit den Ländern der Volksdemokratie, der Chinesi
schen Volksrepublik, Korea, Vietnam und allen anderen friedliebenden 
Völkern und Entfaltung unserer wirtschaftlichen und kulturellen Bezie
hungen zu ihnen.

6. Herstellung freundschaftlicher Beziehungen zu allen Ländern, die 
eine Friedenspolitik betreiben und die nationalen Interessen des deut
schen Volkes anerkennen.

7. Volle und bedingungslose Anerkennung der Potsdamer Beschlüsse 
über die Demokratisierung Deutschlands und die in ihnen vorgesehenen 
Verpflichtungen Deutschlands gegenüber anderen Völkern.
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